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der dſummer 1 Halle (S.) 7. Januar 1928 4. Jahrgangnd Veht Jaber ger

en Regie

n Leitarh

er FW Der päpſtliche Nuntius
er der Der gewiſſenhafte Chroniſt verzeichnet die Neujahrs
Frau M prachen der Staatsoberhäupter und der Doyens der
volkopart plomatiſchen Korps, ohne ihnen beſondere Bedeutung
V zulegen. Sie ſind vorher ſehr ſorgfältig durchgeſprochen
ung nd aufeinander abgeſtimmt worden, ſo daß ſie keiner

a Ueberraſchungen bieten Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß
er herzliche Töne der Freundſchaft und des Friedens
geſchlagen werden. Das Gegenteil wäre ein Verſtoß,

r erhebliches Aufſehen erregen müßte. Schon eine leiſe
ämpfung wirkt verſtimmend. Deshalb hat man wohl auch
iſt überall es zur Gewohnheit werden laſſen, die Anſprache
m päpſtlichen Nuntius zuzuſchieben, der ſich dieſer Auf
be überall mit großem Geſchick entledigt. Da der Vatikan
eutral iſt, berühren ſeine Vertreter auch nie die eigentlichen
ſrobleme, ſondern gleiten darüber mit dem ihnen eigenen

n alt hinweg. Die Antworten ſind dann entſprechend Für
die i die Zeitgeſchichte beſagen ſie nicht viel. Als Barometer
wachte nd ſie jedenfalls nicht zu verwenden. Am berühmteſten iſt
Halle a ne Neujahrsrede Napoleons III., 1870 „in der er erklärte,

einmülit n der Weltfrieden nie ſo geſichert ſei wie in dieſem Augen
i. Schon wenige Monate ſpäter ballten ſich gerade durch

e Schuld feiner Berater, Oliviers und des Herzogs von

die Re

Withol

ßentner

)laubten kamont, die Gewitterwolken über Europa zuſammen und
aft briſ inden ſich in dem deutſche franzöſiſchen Kriege Dieſes
ich eiſptel wird immer lehrreich bleiben, weil es zeigt, wie
iden W Wert man auf offiziöſe Auslaſſungen legen darf.

anders aber ſteht es mit den Reden oder Artikeln
taatsmänner, die nicht durch Zwang gebunden ſind,

wenn auch in ſehr vorſichtiger Form, ihre eigenen
ſichten der Oeffentlichkeit kund tun. An ihnen hat es an

I. Januar nicht gefehlt.
u Das möoraliſche Gleichgewicht

a Zn einem JInterview, das er dem Sunday Chroniele
währte, hat Muſſolini über die Entwicklung in einer
eiſe geſprochen, die von ſeinem bisherigen Verhalten an

nehm abweicht. Kriegeriſche Töne ſind völlig ausgeblie
5 was umſo angenehmer berührt, als der Duce noch

wenigen Monaten behauptet hat, daß in den Jahren
bis 1935 ein neuer Waffengang über das Schickſal der

nbar fallen gelaſſen. Wenn man ihn nicht zwiſchen
n Zeiken herausleſen will, wozu aber eine Notwendigkeit
ſcht vorhanden iſt. Muſſolint gibt dieſem eben begvnnenen
hre eine Bedeutung, die weit hinausgreiſt über das,
s wir von ihm erwarten Er iſt nämlich der Auffaf

In daß 1928 das durch den Weltkrieg erſchütterte moradie Gleichgewicht wieder herſtellen wird. Das klingt aus
arten ichnet, obſchon man ſich nicht allzu viel dabei denken

n. Wie ſich das bewerkſtelligen laſſen ſoll, iſt vorläufig
miſches Geheimnis Ein Kommentar fehlt bis zur Stunde
kellk man ſich aber nüchtern auf Tatſachen ein, ſo wird
an dieſes Jnterview als den Ausfluß einer erheblich
beſſerten Stimmung betrachten dürſen. Man darf nicht
rgeſſen, daß dasſelbe Klirren des Diktators ſich gegen

ankreich und Jugoſlavien richtete Inzwiſchen haben durch
gliſche Vermittlung die Verſuche eingeſetzt, zwiſchen Rom
id Paris eine Annäherung herbeizuführen, die natürlich

ich Belgrad umfaſſen muß. Der italieniſche Geſandte
neral Bodrero iſt bei Marinkowitſch geweſen. Wie ver
tet will man den ſogenannten Pakt von Rom, das ſer
h italieniſche Abkommen, das am 27. 1. gekündigt oder

tzlied längert werden muß, ſtillſchweigend weiter laufen Iaſ
n hierin Offenbar fehlen noch geeignete Grundlagen zur Ver
gesord hnung. Da man ſich aber an der Seine ehrlich bemüht,
verban e Spannung zu beſeitigen, wird vielleicht eine Einigung

zielt werden. Wahrſcheinlich iſt das die Urſache des fried
ſitglie hen Neuſahrsartikels

ntfernin
rdern, bi

eruft fl

m Rat
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e Briands Aeußerung
Jeferat In einem anderen engliſchen Sonntagsblatt, der Sun
n Times hat ſich der franzöſiſche Außenminiſter über

ſie Lage geäußert. Daß er mit Rußland zu einem Ein
nehmen zu kommen hofft, liegt wohl im Gang der

d itwicklung begründet, da der neue Botſchafter der Sowjets
wenigen Tagen in Paris eintrifft und die Verhandlungen

er den vorgeſchlagenen Nichtangriffspakt einleiten ſoll
ich die freundlichen Worte an die italieniſche Adreſſe

nehmen wir mit Genugtuung. Nur unſere alldeutſchen
ren ſetzen auf einen Waffengang zwiſchen den beiden
Akern ihre Hoffnungen Vernünftige Leute wiſſen, daß
S dabei nicht gewinnen, wohl aber ſehr viel verlieren
nen. Auch das Balkanlocarno, das Briand wünſcht
in bei uns keinen ernſtlichen Bedenken begegnen, obwohl
nicht wiſſen, wer die Garantien dafür übernehmen ſoll.
ein Sſtlocarno, das ja immer wieder von den Franzoſen
die Tagesordnung geſetzt wird, aber iſt nicht zu denken
i nd vor zwei Jahren Polen gegenüber bis an die

äußerſte Grenze unſerer Zugeſtändniſſe gegangen und
haben nicht die mindeſte Veranlaſſung, unſere berechtigten
Anſprüche auf Danzig, den Korridor und OſtOberſchleſien
aufzugeben. Noch mehr aber intereſſiert uns eine Wendung,
ddie ſich auf das Rheinland bezieht Briand ſpricht davon,
daß nach der Räumung dieſes Gebiet entmilitariſiert und
unter Kontrolle des Völkerbundes geſtellt werden ſoll. An
ſich ließe ſich dieſe Frage durchaus erörtern, aber nur auf
dem Boden der Gegenſeitigkeit. Wenn man grundſätzlich
alle Grenzgebiete in dieſer Weiſe behandelt, wäre das
ſchon eine Sicherheit gegen Ueberfälle. Aber dann natür
lich auch gegen ſolche von Frankreich vder Polen. Entweder

bdder. Eine Benachteiligung Deutſchlands kommt nicht
für uns zur Erörterung

Der amerikaniſche Pakt
Als vor längerer Zeit Briand nach Waſhington die

Anregung richtete, an die Stelle des nunmehr ablaufenden
Schiedsvertrages zwiſchen Frankreich und den Vereinigten
Staaten ein viel umfaſſenderes Abkommen zu ſetzen, blieb
man im Weißen Hauſe zunächſt ſtumm, Erſt ganz all

mählich wurde man drüben geſprächiger. Jm Grunde ge
nommen wünſchte man eigentlich nur eine Verlängerung
des geltenden Vertrages. Paris wehrte ſich und wurde
dringender Nun hat Kellogg am letzten Tage des Jahres
dem franzöſiſchen Geſchäftsträger eine Note überreicht, die
Einzelvorſchläge enthält und das Schiedsgerichtsverfahren
genau regelt, natürlich unter peinlicher Beachtung der Man
rveDoctrin, die keine Einmiſchungen in inneramerikaniſche
Angelegenheten de Die ranesſiſche Enttänſchue wird
nicht verhehlt. Der ganze Plan iſt etwas ſaftlos geworden.
Vor allem aber verſtimmt, daß Waſhington nur einen
Nichtangriffspakt will, der gleichzeitig mit allen europäiſchen
Mächten geſchloſſen werden ſoll. Das war die Meinung
nicht. Was man in Paris erſtrebte, war eine Ausſchaltung
Amerikas aus europäiſchen Händen, alſo eine Art Rück
verſicherung, wenn man etwa auf dem alten Kontinent
die Dinge nach eigenem Belieben ordnen wollte. Ein Ver
trag aber, der Frankreich und ſeine Freunde verpflichtet,
auch gegen Nachbarn die Waffen nicht zu ergreifen, bekam
einen ganz anderen Sinn. Deshalb werden vermutlich die
Verhandlungen ins Stocken geraten Eine Unſtimmigkeit des

Weißen Hauſes iſt nicht zu erwarten. Und das iſt gut ſo.
Eher ließe ſich denken, daß von neuem eine Abkehr von
Europa erfolgt.

Marinkowitſch
Jn der Belgrader Kammer iſt es zu einer politiſchen

Ausſprache gekommen, bei der es ſehr viel freundliche Worte
für Deutſchland gegeben hat. Wir verzeichnen das ohne ſon
derliche Erregung, wenn wir uns natürlich auch nicht ab
lehnend verhalten. Aus der Vergangenheit etwas nachzu
tragen wäre töricht, dazu ſind die Gegenwartsaufgaben zu
ſchwer und umfaſſend. Auch Marinkowitſch hat freundliche
Beziehungen zu Berlin dringend empfohlen. Leider hat er
ſich damit aber nicht hegnügt, Jn ſeiner Rede findet ſich ein
Sätz, der nicht unerwidert bleiben darf. Er meinte nämlich,
daß in Deutſchland jetzt die beſonnenen Elemente die Ober
hand gewinnen, die 1914 nicht zur Geltung kamen. Das iſt
eine geſchichtliche Entſtellung. So wenig wir für die kaiſer
liche Regierung einzutreten haben, an ihrem Friedenswillen
laſſen wir nicht zweifeln, denn er iſt aktenmäßig bewieſen
Gerade ein ſerbiſcher Staatsmann ſollte an dieſe Dinge nicht

rühren. Aus dem Buche „Blut der Slaven“ des ehe
maligen Miniſters (Jwanpwitſch wiſſen wir, daß das ſer
biſche Kabinett von den Mordanſchlägen gegen den öſter
reichtſchen Thronfolger Franz Ferdinand ſehr wohl unter
richtet war, und nach einem ſchwachen Verſuch, die Tat zu ver
hindern, weder in Wien gewarnt, noch die Grenzen genügend
geſichert hat. Dieſe Auffaſſung iſt heute Allgemeingut und
namentlich auch von amerikaniſchen Hiſtorikern endgültig
feſtgeſtellt worden. Wenn Jugoſlawien mit Deutſchland gut
nachbarliche Beziehungen unterhalten will, und wir be
grüßen Sie wie mit jedem anderen Staat der Erde, ſo ſoll
es das Rubende ſtill ruhen laſſen und nicht ſelbſt den Vor
hang von Ereigniſſen heben, die für Belgrad eine unaus
löſchliche Schuld darſtellen

Der Dawesplaän
Es iſt müßig, zu fragen, welche Haltung die Ver

einigten Staaten amtlich zu dem Gedanken einer Reviſion
des Dawesplan einnehmen. Ehe nicht die Präſidenten
wahlen vollzogen ſind, wird man im Weißen Hauſe nie
mandem klaren Wein einſchenken. Es wäre unzweckmäßig.
Trotzdem bleibt die Tatſache beſtehen, daß die Erkenntnis
von der Notwendigkeit, die finanziellen Fragen anders als
bisher zu regeln, auch in Waſhington längſt durchgedrungen
iſt. Ein Artikel der New York Herald and Tribune“ hatte
Ende Dezember erhebliches Aufſehen erregt, weil er dieſe
Notwendigkeit unumwunden ausſprach. Ob er auf Parker

Internationale Neujahrswünſche
Gilbert zurückzuführen iſt, wie allgemein behauptet wird
läßt ſich natürlich nicht mit Sicherheit ſagen, doch ſpricht
vieles dafür. Es iſt natürlich auch nicht ausgeſchloſſen
daß er im Einverſtändnis mit Mellon und Kellogg geſchrie
ben wurde. Nur werden wir darüber keine Auskunft be
kommen, ehe nicht der Nachfolger für Coolidge gewählt
worden iſt. Man darf bei uns auch nicht vergeſſen, daß
die Finanzkreiſe überwiegend der Anſicht ſind, man müſſe
erſt dieſes Reparationsjahr mit ſeinen Höchſtleiſtungen ab
warten, ehe man einen entſcheidenden Schritt tun könne
Inzwiſchen hat ſich einer der Mitarbeiter des Dawesplans,
der amerikaniſche Finanzmann Sir Joſuah Stams im „Parie
Midi“ geäußert. Auch er iſt der Anſicht, daß eine Neu
regelung erfolgen muß, die alle Schulden umfaßt. Beſonders
wichtig aber erſcheint eigentlich nur, daß er gerade ein
franzöſiſches Blatt dazu auserſehen hat, um ſeine Meinung
der Welt mitzuteilen Es ſcheint überhaupt, und das hatte auch
der Artikel der „New York Herald und Tribune“ betont, daß
der Widerſtand in Frankreich gegen eine Reform ſchwächer
geworden ſei. Eine Bemerkung aber ſei nebenbei geſtattet
Nach dem amtlichen Ausweis hat Frankreich von den 3,
Milliarden Franken, alſo 660 Millionen Mark, die es auf
Grund der Reparation von uns 1927 erhielt, mehr als
ein Sechſtel für die Beſatzung am Rhein verbraucht. Das
ſollte doch den Franzoſen ſelber zu denken geben.

Hindenburgs Mahnung
Jn ſeiner Neujahrsanſprache an die Reichsregierung

hat Hindenburg dringend gemahnt, den Wahlkampf ſo zu

e e e inneren Segen ich eS gen eden. De Reichspräſident hat es ſtets als ſeine Aufgabe
betrachtet über den Parteien zu ſtehen und verſöhnend zu
wirken Das haben wir ihm ſtets gedankt und danken es ihm.
jetzt wieder. Für die Deutſchnationalen iſt es allerdings
eine Enttäuſchung, die wir ihnen von Herzen gönnen. An
ſie iſt wohl auch dieſe Warnung gerichtet worden. Wir fürch
ten mit Hindenburg, daß der Wahlkampf viel Häßliches an
den Tag bringen wird. Das läßt ſich leider kaum noch
vermeiden, weil ſich namentlich in dem letzten Jahre die
Verbitterung verſchärft hat. Die Abrechnung mit der Rechten
wird gründlich ſein, nur haben die Deutſchnationalen am
wenigſten Veranlaſſung, ſich darüber zu entrüſten. nachdem
ſie ſtets mit ungeheurer Demagogie der Republik ihre Wie
deraufbauarbeit erſchwerte. Dagegen wünſchen auch wir,
daß eine gewiſſe Dämpfung eintritt, ſoweit es ſich um die
Form handelt. Wir dürfen uns nichts vergeben und nicht
in ihre Fußſtapfen treten. Sachlich aber muß mit aller Ent
ſchiedenheit gekämpft werden. Nur eines: Es wäre gut
wenn die Parteien der Großen Koalition, die ja nachher
wieder gemeinſam arbeiten müſſen, ſchon von An
fang an darauf die nötige Rückſicht nehmen würden

Teure Monarchen.
Jn der republikaniſchen Wochenſchrift Deutſche Re

publik ſchlägt Profeſſor Greb e das Schlagwort von der
„wohlfeilen Monarchie und der koſtſpieligen Republik mit
eindruckswollen Zahlen zu Boden

Die Geſamtkoſten für die Miniſter, die Parlamente
und die Reichsratsvertretung ſämtlicher Länder betragen
rund 20 Millionen Mark.

Jm Haushalt für 1913 ſtanden folgende Ausgaben für
die Fürſten:

Preußen 21 965 000 MarkBayern 6 865 000
Sachſen 4311 000Württemberg 2479000
Baden 1812 000Heſſen 1265 000

38 697 000 Mark
Die ſechs größeren Länder gaben 38,7 Millionen Mark

allein für die Fürſten gus, wobei die Koſten von Miniſte
rien und Parlamenten der Vorkriegszeit noch nicht einmal
zum Vergleich herangezogen worden ſind! Ebenſo iſt die
e nicht berückſichtigt worden. Lehrreiche
Zahlen!

Parteifreunde

vergeßt es nicht!
Werbet Mitglieder

ſendet Werbeanſchriften ein

e e f



gen, die nicht gehalten wurden. n hältnis Deutſchlands mit Rußland ein. Er würde t
Hebung des Wirtſchaftsverkehrs mit dieſem Lande ſehrDie großen Wahlverſprechun

der Referent den erneuten Aufſchwung

Kritik an der Gewerbeertragsſtener. Die koſtſpielige Kon
Reichstagswahlenfeſſionsſchule, eine nationale

ſpäteſtens
Delitzſch, den 6. 1. Jn einer gut beſuchten Verſamm-

ung der Ortsgruppe der Deutſch Demokratiſchen Partei
ſprach geſtern abend in Delitzſch im „Alten Schützenhaus

Der Preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe, Herr
Stagatsminiſter Dr. Schrei ber. Die Zuhörer folgten mit
Spannung ſeinen intereſſanten und überzeugenden Aus
führungen. Gewünſcht hätten wir, wenn die Führer der
Delitzſcher Kaufmannſchaft und des Handwerks ebenſo wie
wiele der Mitglieder ihrer Organiſationen an der Ver
ſammlung teilgenommen hätten. Daß gerade ihnen der
preußiſche Handels miniſter allerhand zu ſagen gehabt
hätte, konnte man vorausſehen. Es blieb der Bezirkslei-
tung der KPD. vorbehalten, in der Diskuſſion in der be
kannten Landtagsabgeordneten Krüger Halle eine
Korreferentin zu ſtellen, was Miniſter Schreiber Gelegen
heit gab, ſeine Gewandheit als Debatteredner zu zeigen.
Die Gegner von rechts hatten es worgezogen, ſich in Schwei
gen zu hüllen, ſie wären, wenn ſie ſich dem Referenten ge
ſtellt hätten, dabei auch nicht gut weggekommen.

Jn ſeinem Referate ging Miniſter Schreiber von der
erfreulichen Tatſache aus, daß wir die letzten Weihnachten

ohne die übliche Regierungskriſe überſtanden haben, er
freulich deshalb, weil die leitenden Männer Gelegenheit
haben ſollen, ihre Ziele zu werwirklichen, ſie ſollen zeigen,
was ſie können. Auch vom Standpunkt der Außenpolitik

iſt es nicht gut, daß immer wieder andere Männer die
Verhandlungen führen. Gerade da es in Deutſchland mach
dem Kriege immer noch Wähler gibt, die nicht begreifen,
daß es nach dem Verluſt des Weltkrieges, nach der Jnfla
tion uſw. nicht gleich wieder ſo ſchön ſein konnte wie vor
1914, die in dem Wahn leben, die Schulld daran läge an

den mangelhaften Talenten der republikaniſchen Führer,
ſei es erwünſcht, daß die Rechtsregierung noch länger die

Möglichkeit hat, zu zeigen, was ſie vermag. An dem prak-
tiſchen Beiſpiele nur könnten dieſe Kreiſe lernen, ob es
wirklich beſſer werde, wenn die Deutſchnationalen re

gieren.
Die bisherigen Erfolge der Rechtsxégierung ſind aber,
wie der Miniſter betonte ſehr mager. Sie ſtehen in
keinem Einklang mit den himmelhohen Verſprechungen,

die man vor den Wahlen gemacht hatte. Auf dem
eEebiete der Außenpolitik

zu ichſt mit Befriedigung feſtzuſtellen, daß durch den

Vollker
alerlandes gugenommen habe Heute endlich könne

chland mit demſelben Recht wie andere Mächte an
der Regelung internationaler Angelegenheiten wie Dan

ziger und Saargebietsfragen) in Genf teilnehmen. Die
Erfolge in Genf können die Deutſchnationalen, die den

Eintritt in den Völkerbund ſtets bekämpften, aber nicht
auf ihr Konto verbuchen. Zur Zeit iſt auf dem Gebiete

der Außenpolitik zweifellos eine Stagnation einge
treten. Gerade die Räumung des Rheinlandes iſt im letz
ten Jahre in keiner Weiſe vorangeſchritten. Die Verringe

ung der Beſahungstruppen war ſchon im vorhergehenden
Jahte vereinbart. Das iſt beſondes enttäuſchend für die
jenigen, die geglaubt hatten, die Rechtsregierung werde

eine „forſchere Außenpolitik betreiben, was die Deutſch
nationalen bei ihrem ſtarken Einfluß im Reichskabinett

ſehr wohl hätten durchſetzen können aber dieſe ſind eben
innerlich ſelbſt davon überzeugt, daß zur Zeit eine ſolche

Politik nicht möglich iſt. Für die Räumung des beſetzten
Gebſtetes werden die Wahlen in Deutſchland, Frankreich
etc, entſcheidend ſein. Der Miniſter betonte in dieſem Zu
ſammenhang, daß das Sympatiſteren der Deutſchnationa

len mit den Wehrverbänden, unſere Außenpolitik ſehr er
ſchwert habe.

Wirtſchaftspolitiſch

bedeutet das Jahr 1927, ſo fuhr Staatsminiſter Dr. Schrei
ber fort, einen Fortſchritt, da es einen ſtarken Rückgang
der Arbeitsloſigkeit brachte, wobei noch zu bedenken iſt,
daß alljährlich mehrere 100 000 Jugendliche, die die Schule
verlaſſen, in den Produktionsprozeß aufgenommen werden

müſſen. Die letzten Monate haben Rekordßiffern auf dem
Gebiete der Eiſen und Stahlerzeugung gebracht, ebenſo

auf dem Gebiete Steinkohlenproduktion Eingehend zeigt
des Sparkaſſen

weſens und deſſen Bedeutung für die Volkswirtſchaft.
Trotz aller Enkttäuſchungen der Jnflationszeit ſtiegen die
Spareinlagen in Deutſchland in der Zeit von Ende Januar
bis Ende Oktober 1927 won 3380 Mill. auf 4400 Mill. Mk.
Dieſe Entwicklung des Sparweſens iſt von größter Bedeu

ung gerade für das Wohnungs weſen, da die Spar
baſſen entſprechend ihrer Tätigkeit in der Vorkriegszeit im
letzten Jahre wieder dazu übergingen, 60 Prozent ihrer

Einlagen als Hypotheken aguszuleihen. Jn Preußen konn
ten daher 1927 120 000 neue Wohnungen gebaut werden.
Das war nur möglich durch die ſtarke Spartätigkeit aller
Schichten und durch die Politik der Sparkaſſen, das Hy
pothhekengeſchäft im alten Umfange wieder aufzunehmen.

Die Rationaliſierung,

ſo führte der Referent weiter aus, ſei nur mögläch, wenn
das erforderliche Kapital dazu da iſt, ſie iſt aber notwen
Dig, da wir ſonſt von den kapitalſtarken Ländern ſogar auf
dem eignen Markte geſchlagen werden würden. Hinſichtlich
der Steuerpolitik hob Miniſter Schreiber hervor, daß auf
dieſem Gebiete von der Rechtsregierung nichts unternom

und die Geltung un

Gefahr.
im Herbſt.

die wielen Steuern durch einige wenige zu erſetzen, ſowie
die Steuern überhaupt abzubauen. Der Wirtſchaſtspartei

regierung laſſe ſie nicht erkennen, was für Reformen ſie
wolle. Das Steuervereinheitlichungsgeſetz iſt von der
Wirtſchaftspartei mit lebhafter Enttäuſchung aufgenom
men worden. Völlig unverſtändlich ſei die Regelung, wo
nach die

Freigrenze bei der Gewerbeertragsſteuer;

die wor dem Kriege bereits 1500 Mk. betrug, trotz der Geld
eſitwertung nur 1000 M. betragen ſolle während man
kürzlich mit Recht die Freigrenße der Feſtbeſoldeten er
höht hat. Wenn der kleine Gewerbetreibende trotz ſeines

ſoll, ſo muß das verbitternd wirken
Redner bezeichnete es ferner als notwendig daß alles

geſchehen müſſe, um den Mittelſtand zu erhalten und zu
ſtärken. Es iſt kein geſunder Aufbau der Wirtſchaft, wenn
zwiſchen den Arbeitnehmern und den Führern der Groß
wirtſchaft keine Mittelſchicht vorhanden iſt. Der Einzel
menſch muß eine Möglichkeit zum Auſſtieg haben.

Während bei den letzten Wahlen die Rentner viel
fach den Verſprechungen der Rechtsparteien glaubten und
dieſe unterſtützten, ſtellt heute bereits das Organ des Deut
ſchen Rentnerbundes feſt, daß die einzige Partei,
die keine Verſprechungen, aber für die Rentner gehandelt

hat,
die demokratiſche Partei geweſen ſei. Eingehend behan
delte der Referent ferner die Frage der Beamtenbeſol
dung, deren Erhöhung notwendig geweſen ſei, was gerade
im Intereſſe der Wirtſchaft gelegen habe. Ohne der ener
giſchen Haltung Preußens wäre aber wohl die Erhöhang
um 25 Prozent gekürzt worden.

Jnnenpolitiſch
iſt im letzten Jahre in jeder Beziehung eine Konſolidie
rung eingetreten. Dieſe iſt notwendig, da nur dadurch
die Wirtſchaft imſtande iſt, ſicher wieder aufzubauen. Tref

fend kennzeichnete Miniſter Schreiber die Deutſchnationalen
in dieſem Zuſammenhang als „Nichtlinienrepublikaner“.
Gerade der Monarchiſt Graf Weſtarp war für die Verlän

e des Geſetzes zum Schutze der Republik, obwohl die

üble der Redner an der drohenden

e Konfſeſſionsſchule,
won der man bei den letzten Wahlen eigentümlicherweiſe
mit keinem Wort geſprochen hat. Eingehend zeigte er,
wie dadurch die Zerſplitterung und Zerklüftung in unſe
rem Volke noch mehr zunehmen werde. Wer eine natio-
nale Politik treiben will, muß gerade darauf hinwirken,
daß endlich alles Trennende zurückgeſtellt werde. Wenn

zehnten gilt, ſo ſoll das auch für die Volksſchule gelten.
Die Lehrerſchaft iſt es aber leider allein, die die Einmiſchung
der Kirche in ihre Lehrtätigkeit zurüchweiſt. Das müßten
aber alle Volksſchichten tun, wenn ſie ſich klar wären über
die ungeheuren Mehrausgaben, die die Jwergſchulen verur
ſachen werden. Jede kleine Religionsgemeinſchaft iſt auf
Gründ des Reichsſchulgeſetzentwurfes imſtande, für ſich
eine eigne Schüle zu fordern. Der Redner befürchter, daß
die Deutſche Volkspartei trotz ihrer kulturpolitiſch liberalen
Vergangenheit nicht die nökige Energie aufbringen wird,
um das Geſetz zu verhindern. Das Vorhandenſein der

Splitterparteien,
ſo fuhr der Miniſter weiter fort, iſt im Jntereſſe des Mit
telſtandes zu bedauern. Die Wirtſchaftspartei zerſplittert
die liberalen Kräfte

Hinſichtlich der Vereinfachung der Verwaltung zeigte
der Redner, wie die Kleinſtgaterei aus der Zeit der Mo
marchie herrührt, alſo nicht auf das Konto der Republik
kommt. Die 2000 Abgeordneten in Deutſchland ſind längſt
moch nicht ſo koſtſpielig, wie die Monarchen es waren.
Während die 2000 Abgeordneten nur 12 Mill. jährlich er
halten, betrugen die Bezüge des Königs von Preußen
allein 17 Mill. Mk. Neben der Beſeitigung der Klein
ſtaaterei, forderte der Redner, muß auch der Jnſtanzenweg
vereinfacht werden. Wenn heute die Deutſchnationalen,
die abgeſehen vom Landbund für den Einheitsſtagt im
Gegenſatz zu anderen Parteien noch nicht eintreten, eine
Stärkung der Poſition des Reichspräſidenten dergeſtalt
fordern, daß nicht das Parlament, ſondern der Präſident
die Regierung beſtimmt, ſo glaubt der Miniſter nicht an
den Ernſt dieſer Forderung, denn außer deutſchnationalen
könde es evtl. ja auch einmal ſozialdemokratiſche Reichs
präſidenten geben.

Das Jahr 1928 wird, wie Miniſter Schreiber am
Schluß ſeines Vortrages ausführte, wichtige Entſcheidun
gen bringen. Anfang Mai werden wahrſcheinſich die
Gemeindewahlen ſtattfinden, ſpäteſtens im Herbſt die Wah
len zum Reichstag und Landtag. Dann mag das Volk
darüber entſcheiden, was geleiſtet und was nicht geleiſtet
worden iſt. Diesmal wird es ülber die gerechter urteilen,
die 1918- 19 die Nerven behielten und trotz aller Anfein
dungen die Verantwortung übernahmen. Lebhafter Bei
fall folgte den Darlegungen des Redners
An der Diskuſſton beteiligte ſich nur die kommuntſtiſche
Landtagsabgeordnete Krüger. Jn ſeiner Antwort auf

warf der Miniſter vor, trotz ihres Einfluſſes auf die Reichs

niedrigen Einkommens eine ſolche beſondere Steuer tragen

es die Rückkehr des Kaiſers verhindert Scharfe Keitik

für die höheren Schulen die Simulkanſchule ſeit 4 Jahr

grüßen, aber leider brauche Rußland zunächſt Kredite,
wor es auf dem Weltmarkte kaufen könne.

Oeſterreichs Gorgen.
Die öſterreichiſch- deutſche Zuſammenarbeit.

Burgenland, Auslandsanleihe, Koalitionserweiterut

Der Streit über den Waffenſchmuggel an der
reichiſch ungariſchen Grenze hat plötzlich das internatio
Jntereſſe wieder auf das, Schickſal der
Nachfolgeſtagten gelenkt. Man hat ſich in Oeſterreich I

dieſe Vorgänge umſo mehr aufgeregt, als zwiſchen Bi
peſt und Wien wieder einmal gewiſſe Spannungen we
des Burgenlandes entſtanden waren. Jn Deutſchland

öſterreichiſ

die eigenen innenpolitiſchen Sorgen, ſei es in der Rh e
oder der Reparationsfrage, wo eine Fülle parlament
ſſccher Arbeit das politiſche Jntereſſe faſt ganz in Anſp

nimmt, iſt man mit dem Problem der öſterreichiſchen
litik nicht ohne weiteres verkraut. Daran ändert nie
daß gerade jetzt wieder die. Zuſammenarbeit zwiſ
Deutſchland und Oeſterreich auf Spezialgebieten in
ſiveren Charakter annehmen wird. Trefffen doch M
dieſes Monats wieder Vertreter des öſterreichiſchen
tionalrates in Berlin ein, um mit 10 deutſchen Rei
tagsaäbgeordneten über die Angleichung des Strafre
zu verhandeln. Dieſe Verhandlungen, die im Novem

warigen Jahres ſchon einige Tage in Wien geführt w
dDen, ſollen jetzt dazu führen, daß zunächſt der allgeme

Veil des künftigen deutſchen Und öſterreichiſchen St
geſetzbuches einander angepaßt werden. Neben dieſen
viſtiſchen Verhandlungen ſtehen auch die Wirtſchaſtst
handlungen mit Oeſterreich immer noch bevor, die e
Erlleichterung des Warenaustauſchs zum Ziel haben u
den. Aber wie geſagt, mit dem Sonderproblem der öſ
reichiſchen Politik iſt man in Deutſchland nicht übermä
wertraut, gleichviel ob es ſich um innere Politik Oeſt
reichs handelt oder um die aktuellen außenpolitiſc
Probleme wie das Burgenland.

Der Vertrag von St. Germain hatte das Burgenle
Oeſterreich zugewieſen. Ein ungariſcher Freiſchälerülb
fall ſuchte den Vertrag zu korrigieren und man ein
ſich in dem Venediger Protokoll darauſ, daß die St
Hedenburg über ihre Zugehörigkeit zu Oeſterreich o
Angarn abſtimmen dürfte, Anter dem Druck der ungo
ſchen Freiſchärler, die Oedenbug beſetzt hielten,
Abſtimmung zugunſten Angans aus. Damit w.

wohl auch klargeſtellt, daß das übrige Burgenland
reichiſcher Beſitz ſei. Als aber vor wenigen T

öſterreichiſche Bundeskanzler Seipel im Nation
klärte, die ungariſche Regierung habe alle Anſpri
das Burgenland aufgegeben, kam ein unvermiutte
aus Budapeſt. Jm ungariſchen Abgeordnetenhaus
der Außenminiſter, daß ein endgültiger Verzich
Burgenland niemals ſtattgefunden Hhabe, daß die unga
ſchen Anſprüche unverändert beſtünden, wenn man a
das Venediger Protokoll als juriſtiſch gültigen Akt
trachten müſſe.

klärungen in Oeſterreich ſtark beunruhigte, l
außenpolitiſche Störung den inneren Aufbau des L
des empfindlich ſtören muß. Für dieſen inneren wirtſche
lichen Auſbau ſind gerade jetzt wichtige Schritte gel
worden. Oeſterreichs finanzielle Sanierung iſt durch
führt worden auf Grund der Völkerbundsanleihe d
Jahre 1923, die den Gläubigermächten weitgehende Ko
krollrechte gab. Der Kapitalbedarf der öſterreichiſch
Wirtſchaft war durch dieſe Anleihe naturgemäß nicht v
gedeckt, ſodaß man neue Kredite wünſchte. Sie Airſt
nur mit Zuſtimmung der Gläubigerſtaaten aufgenomn
werden, und dieſe Zuſtimmung iſt nunmehr erteilt word
ſo daß Oeſterreich der Weg zu den ausländiſchen Fina
märkten freigemacht worden iſt. Jn den erſten Monat
dieſes Jahres ſoll eine große öſterreichiſche Jnveſtition
anleihe im Ausland untergebracht werden, die ſicher
dazu beitragen wird, die öſterreichiſche Wärtſchaft
ſtärken.

Aber das Kabinett Seipel, für das die Zuſtimmu
der Gläubigermächte zur Aufnahme einer Anleihe ſicher
einen Erfolg darſtellt, müßte, wenn der öſterreichiſ
Wiederaufbau wirklich geſichert werden ſooll,
außenpolitiſche Gefahren umgehen, ſondern auch ünn
Störungen zu vermeiden ſuchen. Die Gefahr ſolcher
neren Störungen iſt leider ziemlich groß. Die rechtsra

rüſten gegen die Sozialdemokratie eingeleitet. Kein Wi
der, daß verantwortungsbewußte öſterreichiſche Politi
als Folge dieſes Aufrüſtens einen Bürgerkrieg komm
ſehen und nach Mitteln ſuchen, ihn zu verhindern Dare

lichſozialen Führer, Bundeskanzler Seipel, zu einer
ſammenfaſſung der politiſchen Kräfte in einer großen

teien im Lande mildernden Einfluß ausüben Aber Bu

ſchwerung der Kogllitionsmöglichkeiten. Aber die Chri

alen Heimatwehren in Oeſterreich haben ein großes
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gierungskoglilion gut bewegen. Eine ſolche Einigung
Soßialdemokraten und der Chriſtlichſoßialen in der 3
trale Wien würde natürlich auf die Gegenſätze der P

deskanzler Seipel hat das Angebot einer Koalition v
lläufig ſehr kühl behandelt. Das bedeutet gewiß eine

nicht allzu ſicher ſühlen und ſollte doch ein gewires El
gegenkommen an die Sozialdemokraten verſuchen, um de n

lichſoßiale Partei ſollte ſich in ihrer jetzigen Stellung di

un geſtörten Wiederaufbau, den Seipel ſeit Jahren v
men worden ſei, obwohl man vor den Wahlen verſprach, ihre Ausflihrungen ging Miniſter Schreiber auf das Ver folgt, eine ausreichend breite Grundlage zu geben



Beſatzungsgenergl Mordacg.
0 Ein Typ, reif zum Abbau

Er würde die man teilwelſe noch en m e d
Lande ſt umd denkt, das geigt das Buch des Generals
ſt Kud Die deutſche Mentalittät S Mordacq wa rin entſchei

r Jahren Kabinettschef im Kriegsminiſterium unter
nceaun. Von Anfang 1920 bis Januar 1925 war er

Jan einflußreicher Stelle als Befehlshaber des 30.
n ſiſchen Armeekorps in Wi e s b a den tätig und hat

enſtälteſter General häufig den interalliterten Ober
narbeit, haber vertreten.
erweitert erſte Empfindung, die den General bei Antritt

e Amtes in Wiesbaden erffüllte, war die der befrie
m der Eitelkeit. Jmmer wieder läßt er ſeine Freude
inkernathn er durchblicken, daß er in dem früheren kaiſerlichen
öſerreih wohnt, daß er in der Oper umd im Kurſcal die

terte iche Loge einnimmt, und daß er bei Empfängen und
wiſchen n en, beim Aufziehen der Wache uſw. die Ehrenbezeu

ingen n in demſelben Saale und von demſelben Schloß
Wuſchlan einnimmt, wie einſt Wilhelm I.
in der t geſchwellter Bruſt beſtchtigt er ſeine Streitmacht.
parlamehn den Truppen befanden ſich allch Neger Mordacq
z in An ſich daß es ihm perſönlich gelungen ſei im porher
reichſſchen genen Jahre Clemenceau zu heſtimmen, eine Se
ändert le Brigalde an den Rhein zu ſchicken, obwohl die
rheit m eng der Kolonialtruppen ſich wegen des wahrſchein
bieten hädlichen Klimas ablehnend verhielt. An anderer
n doch bemerkt er, daß er in Jahre 1919 ſich mit dem Ge
Lichſſchn n durchgeſetzt habe, die Eroberung Marokkos mit
ſchen eon Deutſchen zum Abſchluß zu bringen, und anderer-
s Stra en Rhein mit Marokkanern zu bewachen. Das be
im Non Bildung einer auf gang Marokko Zu verteilenden
geführt on der Fremdenlegion, die ja zu einem ſehr hohen

er all itſatz aus Deutſchen beſteht, und ümgekehrt Pekrut
hiſchen h g von Regimentern aus der inarokkan ſchen Bevöl
en di und deren Abtransport an den Rhein
Pirtſhfs ordacq hat den lebhaften Drang, ſeinen Mut zu be
vor de durch ein möglichſt forſches Vorgehen gegen das
l haben derliegende Deutſchland. Mit Stolz und Freude er
en der ihn, daß er im April 1920 die große Stadt Frank
ht üben ebſt Darmſtadt und Hangau und das Schloß in Hom-
lin d. Höhe erobern darf. Er betrachtet die
henpelt indringen in eine friedliche Stadt, die überhaupt

in Widerſtand denkt, als eine Art kriegeriſcher Ope
Am ganz ſicher zu gehen, ließ er allerdings die

e Polizei ſofort entwaffnen. Mit Befriedigung
W feſt, daß der Vorfall vor der Hauptwache (wo der
ſche Wachtpoſten plötzlich mit Maſchinengewehren in
iſchauermenge ſchoß und zahlreiche Bürger tötete und
ndete), dagu heigetragen habe, den Widerſtand der
erung im Keime zu erſticken.

it wie iſt nicht verwunderlich, daß er die kurz darauf er
land n Räumung Frankfurts für einen Fehler hielt. Er
gen ich ſchadlos dadurch, daß er bei jeder paſſenden Ge

ſonalul ſe für eine Beſetzung des Ruhrgebiets eintrat Als
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man ein
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uſprüce Ziel glücklich erreicht war und als man auf den paſ
nuters Widerſtand ſtieß, dem Poincare, wie Mordacg ſagt,
aus eill ſprachlos gegenüberſtand, da gehörte Mordacq wie
ich auf denen, welche die drakoniſchſten Maßnahmen befür
die en. Er iſt einer der geiſtigen Väter der Maſſen
n man Mreiſanngen. Noch im Mai 1923 trat er lebhaft
gen M ein, daß man Frankfurt von neuem beſetzen ſolle.

en Rechtsſtandpunkt des Gegners zeigt er nicht das
ſte Verſtändnis.

s verſteht ſich von ſelbſt, daß Mordacq auch einer der
en Förderer des Separatismus war. Er beklagt
iß man ihm bei ſeiner Ankunft im Jahre 1920 keine

r ſolle
weil

n desu des
n wirſt

rie. mten Richtlinten geben wollte. Erſt einige Zeit
i ſeien von Paris Direkt iven gekommen die dar

nleihe nauslieſen, die „Rheinländer mit Frankreich auszu
ehende und das Rheinland zu einer Einflußſphäre Frank
ter zu machen.“ Klare präziſe Jnſtruktionen in ſchrift
äß ci Form ſeien allerdings auch damals noch nicht zu er
Se geweſen. Dagegen ſeien in großer Zahl mündliche
ufer Mofehlungen gekommeſt, die ſchließlich gleichſam zu un
teilkun m ebenen Geſetzen wurden.

n eſonderer Obhut erfreute ſich der in Wiesbaden woh

Separationsführer Dr. Dorten, den die böſen
hen im Jahre 1920 (wegen Hochverrats) hatten zur
twortung ziehen wollen Mordacq gibt offen zu,
r ſeit jener vorübergehenden Verhaftung Dortens
Offizier in deſſen Haus unterbrachte, der die Auf

un atte, den Separatiſtenführer zu ſchützen und die Ver
s mit ihm herzuſtellen. Mordacq hatte häufig Be

ingen mit führenden franzöſiſchen Politikern über
heiniſche Frage“, z. B. mit Barres, der nach Mor
Zeugnis fortllaufend Beziehungen mit Dorten un

ferner mit dem Senator Dariac und dem Abge
en PaulBoncour.

Inbeſt
die ſh

dir

gut der Separatiſtenbewegung und die Not wendigkeit
Kein Walichkeit, ſie zu unterſtützen. Als dann Dorten im
e n 1923 in Deutſchlands höchſter Not losſchlug, ebnete
ieg v ihm die Wege
e e ein roter Faden zieht ſich durch das Buch der Ge

man müſſe den Deutſchen zeigen, daß ſie die Be
und daß die Franzoſen die Sieger ſind. Er emp

die Politik der ſtarken Fauſt.
M ls Quinteſſenz ſeiner im Rheinland geſammelten Er
Ken ſtellt er den Satz auf, die Deutſchen ſeien ein
völk, daß von Jugend auf daran gewöhnt ſet, zu
n. Man komme mit ihnen am beſten aus, wenn

e de kommandiere
m ünf lange Jahre hindurch konnte Mordacq die rhei

plitt Bevölkerung nach dieſem Rezept behandeln. Zum
i erwieſen ſich die Verhältniſſe ſtarker als dieſe ver
d en Jdeen. Jm Auguſt 1924 wurde. durch das Lon
ln Abkommen die Ruhrpolitik und der Separatiſten
m e nd Anfang 1925 wurde Mordacq ver
n et

Mit ihnen erörterte er die Aus

Das Buch Mordacq's hat in Frankreich bin
Zeit mehrere Auflagen erlebt. Der General
Gedanken nicht ſo offen und rückſichtslos dar
er micht die Ueberzeugung gehabt hätte, daß e
Teil der Offiziere und viele rechtsſtehende
denken wie er.

ten kurzer
tte ſeine
gt, wenn

in großer
Politiker ebenſo

herungs-
politik befürwortet, erſcheint unſer Ruf nach allgemeiner
Abrüſtung nur zu berechtigt.

Die Gonderfonds im neue
Reſchshaunshalt.

Kontrolle der Geheimausgaben?
Jm neuen Reichshaushalt ſinden ſich wieder eine An

zahl von Sonderſonds, die der parlamentariſchen Kon
trolle des Reichstages entzogen ſind. Dem Reichspräſiden
ten iſt ein bleiner Fond von 75 000 c zur Verſügung ge
ſtellt. Eine weitere Verfügungsſumme zu Bewilligungen
aller Art iſt im Haushalt des Reichsſinanzminiſters in
Höhe von 26 Millionen Mark vorgeſehen, für deren Ver
wendung der Reichsminiſter der Finanzen verantwortlich
iſt. Jm Haushalt des Reichskanzlers iſt veranſchlagt eine
Summe von 384 000 zur Förderung des Nachrichten
weſens im Jnland. Die Jahresrechnung darüber unter
liegt der alleinigen Prüfung des Reichsſchuldengusſchuſf-
ſes. Schließlich ſind für den Reichskanzler noch 10 000
zur Verfügung für unvorhergeſehene Ausgaben ange
fordert.

Der bekannte Geheimfond des Außenminiſters, der m
worigen Jahre noch 7 Millionen Mark betrug, iſt jetzt um
eine Million auf 6 Millionen Mark vermindert worden.
Die Mittel unterliegen nicht der Prüfung des Rechnungs
hofes. Dem Reichsminiſter des Aeußeren ſteht weiter ein
Jond von 6 Millionen Mark zur Verfügung zur Pflege
kultureller humanitärer und wiſſenſchaftlicher Beziehun
gen Zum Auslande Schließlich ſollen ihm noch bewilligt
werden 2 Millionen Mark zur Förderung des deutſchen
Nachrichtenweſens m Ausland und 416 Millionen Mark
zur Pflege des deutſchen Nachrichtendienſtes im Jnland.
Dieſe beiden Fonds ſtehen ausſchließlich zur Verſügung
des Reichsminiſters des Auswärtigen Die Jahresrech
nung Anterltegt der alleinigen Prüfung des Reichsſchul
dengusſchuſſes

Verhältismäßig zahlreich ſind die Sonderfonds, die
fün das Reichsminiſterium des Jnnern angefordert wur
den. Hier ſind vorgeſehen eine Million Mark zur För
derung kultureller gemeinnütziger Einrichtungen und Ver
bindungen. Es handelt ſich hier im weſentlichen um Ein
richtungen der kirchlich-ſoßtalen Arbeit Weiter werden
werlangt zur Förderung des Turn und Sportweſens
eine Million Mark, zur Förderung der auf ſöttliche Hebung
des Volkes, insbeſondere der Jugend gerichtete Beſtrebun
gen 300 000 Zur Förderung der auf geſſundheitliche
Hebung des Volks gerichtete Beſtrebungen 500 000
Der Betrag dient insbeſondere der Säuglings, Klein
kinder und Kriippelfürſorge. Ein Sonderfonds zur För
derung wiſſenſchaftlicher und künſtleriſcher Zwecke beläuft
ſich auf 1,7 Millionen Mark. Hier iſt die Verwendung
im einzelnen feſtgelegt. Zur Bekämpfung des Alkoholis
mus und der damit zuſammenhängenden Geſundheits
ſſchäden ſind 1,4 Millionen Mark vorgeſehen. Für den Nach
vichtendienſt des Reichskommiſſars für Ueberwachung der
öffentlichen Ordnung ſind 240 000 angeſetzt

Der deutſchnationgale Reichsinnenminiſter von Keudell
fordert weiter 200000 für perſönliche und ſächliche
Koſten für Maßnahmen zum Schutze der Republik an. Jn
der Begründung dieſes Titels heißt es: „Es erſcheint not
wendig, auch für das Rechnungsjahr 1928. Mittel für
Maßnahmen zum Schutze der Republik anzufordern.

Jm Reichsminiſterium für die beſetzten Gebiete be
ſteht ein Sonderfond von 3 Millionen Mark, der zu
Zwecken der kulturellen Fürſorge im beſetzten Gebiet ver
wandt werden ſoll. Für beſondere Zwecke des beſetzten
Gebietes werden außerdem noch 400 000 angefordert.

Schließlich befindet ſich im Etat des Reichswehrminiſte
riums zur Verſügung des Reichswehrminiſters für be
ſondere Zwecke noch ein Geheimfond in Höhe von einer
Million Mark. Die Jahresrechnung unterliegt der alleini
gen Prüfung des Reichswehrminiſteriums, der auch die
Entlaſtung erteilt. Jm Zuſammenhang mit den Geheim
fonds im neuen Reichshaushalt iſt eine Zentrumsäußerung
über die Kontrolle bemerkenswert, die Dr. Hermann
Lufft im „Weſtdeutſchen Volksblatt (MünchenGladbach)
veröffentlicht hat. Jn dem Aufſatz des Zentrumsblattes
heißt es: „Was gelegentlich über die Verwendung dieſer
Geheimfonds in die Oeffentlichkeit dringt, iſt wenig er
freulich. Man kann ſehr verſchiedener Anſicht darüber
ſein, ob ſolche Geheimfonds auf die Dauer viel Nutzen
ſtiften werden. Wo die Verwendung ſolcher Fonds tat
ſächlich keiner Außenſeiter Kontrolle unterliegt, da wird
auf die Dauer die Gefahr einer micht ſinngemäßen Ver
wendung außerordentlich groß werden, auch die Gefahr
einer Feſtlegung dieſer Gelder in regelmäßigen Zahlun
gen, deren Zweck, an ſich betrachtet, einigermaßen frag
würdig iſt. Der Verſaſſer erörtet ſodann die Möglichkeiten
einer ſolchen Kontrolle Er hält dabei eine Prüfung durch
den Reichspräſidenten, durch den Reichskanzler oder durch
den Direktor des Rechnungshofes für unzweckmäßig und
ſchreibt, es ſcheine nur die Möglichkeit einer parlamentari
ſchen Konkrolle übrig zu hleiben, in dem Sinne, daß das
Parlament einem Manne oder höchſtens einem Kollegium
von 3 Männern die Ausgabe dieſer Prüfung mit praktiſch
unbeſchränkten Vollmachten in der Durchführung ſeiner
Aufgabe übertragen würde. Der hetreffende Herr würde
ſich dann gutachtlich in entſprechender Form vor dem
Reichstag äußern und ſeine Darlegung, auch wenn ſie nur
endgiltige Urteile abgibt, würde dann für die Bewilli
gung in weitem Umfange maßgebend ſein. Ein Zuſtand

in welchem eine ſolche Kontrolle nicht grundſätzlich und
fortgeſetzt durchgeführt wird, gegenüber allen Hahushalts
poſttionen, welche ſich direkt oder indirekt zur Korruption
eignen, iſt unerträglich. Hier muß ſo bald wie möglich
Wandel geſchaffen werden und zwar grundſätzlich.

S

a e e ArmSedlizZrützſchler.

nenen Buches „Zwölf Jahre am deutſchen Kaiſerhof“, er
greift zum erſtenmal ſeit dieſer Publikation im „B. T.
das Wort, um ſich mit den Kritiken und Anfeindungen ſei
wer Gegner auseinanderzuſetzen. Dabei kommt er, nur in
einer beiläufigen Anmerkung, auf den perſönlichen
Boylkott zu ſprechen, den die Junker und Adelskaſte
wegen ſeines Buches gegen ihn verhängt hat. Er ſchreibt:

wicht der geeignete Ort, aufzuzeigen in welchen zum Teil
komiſchen Formen in Einzelfällen ſich der Boykott gegen
mich ausgewirkt hat. Jmmerhin kann ich ſchon jetzt ſagen,
daß die zahlreichen Bannflüche, Ausſchließungen aus Ver
einen und Klubs ſowie die niederträchtigen Machinationen
gegen meine Stellung als Mitglied von Aufſtchtsräten und
als Vorſitzender des Aufſichtsrats einer Zuckerfabrik in ſpä
terer Zeit ein kulturgeſchichtlich intereſſantes Bild der ein
ſeitigen und ſtarren Einſtellung gewiſſer Kreiſe abgeben
und die Waffen zeigen werden, mit denen rückſtändige Ge
ſellſchaftsſchichten gegen einen einzelnen kämpfen Zu den
ſonderbarſten und originellſten Vorgängen aber gehört
es, daß man mich auch gebeten hat, aus einem Verein aus
zutreten, in dem ich niemals Mitglied war. Herrn Oberſt
von Berge und Herrendorf, Vorſitzender des landwirt
ſchaftlichen Kreisvereins in Glogau, blieb die Leiſtung die
ſes Schildbürgerſtückchens vorbehalten. Er wollte wahr
ſcheinlich die Schildbürger noch übertreffen, die den weiſen
Brauch hatten. jeden aus einem Verein auszuſchließen, der
die Mittelmäßigkeit überragte. Am ſeltſamſten benahm
ſich der Herzog Albert zu SchleswigHolſtein in Primke
nau, der meinte, Faſanen nicht ſchießen zu können, wenn
ich auf der Jagd anweſend wäre. Dieſe Meinungsäußerung
eines bedeutungsloſen Prinzen machte auf den Jagdgeber,
mit dem ich ſeit Jahrzehnten in freundſchaftlichen Bezie
zungen ſtand, ſolchen Eindruck, daß er mich wirklich mit
entſchuldigenden Worten ſchriftlich von der Jagd auslud,
obgleich er ſich nach ſeinen eigenen Angaben über die Be
rechtigung des Boykotts noch nicht habe orientieren können.

Jch führe dieſe Beiſpiele an, weil ſie für die Menta
litäcät meiner Gegner beſonders charakteriſtiſch ſind. Jch
könnte ſte an Hand meines Materials beliebig wermehren.

Graf ZedlitzTrützſchler in ſeiner unabhängigen Poſt
tion nimmt dieſe Anfeindungen zwar mehr humoriſtiſch.
Daß aber der junkerliche Boykott ein ſehr ernſtes Geſicht
haben kann, lehrt der bekannte Fall des jungdeutſchen

der Reichskanzler und Reichsbhannermann a. D. Wilhelm
Ma r hat dies Tun ſeines Miniſterkollegen vor der Oef
fentlichkeit gedeckt. Die Fälle ZedlitzTrützſchler und
v. Tresckow zeigen große innere Aehnlithkeit. Beiden
Verfehmten kann man nicht das geringſte Ehrenvührige
vorwerſen. Jhr ganzes Verbrechen beſteht darin, daß ſie
einige der Junkerkaſte unangenehme Wahrheiten ausge
ſprochen bzw. weitergemeldet haben.

Die Handelsyertragspolitik der
Rechtsregierung.

Mißachtung der Bauernintereſſen.

Jn früheren Jahren konnten ſich die Parteien der Rechten
und der Reichslandbund nicht genug in einer ſcharfen Kritik
gegenüber allen Handelsverträgen ergehen die damals im
Intereſſe der deutſchen Wirtſchaft geſchloſſen worden ſind. Jns
beſondere wurde immer behauptet, daß in den früheren Han
delsverträgen die Intereſſen der Landwirtſchaft vernachläſſtgt
worden ſeien. Seitdem die Deutſchnationalen mit in der
Reichsregierung ſitzen, hat dieſe Kritik vollſtändig nachgelaſ
ſen, obwohl man nicht behaupten kann, daß die neuerdings
abgeſchloſſenen Handelsverträge für die bäuerliche Bevölke
rung vorteilhafter ſind, als das früher der Fall war Vielfach
kann man ſogar das Gegenteil behaupten. So bringt die
„Deutſche Bauernzeitung“ einen Bericht über die neuen han
delspolitiſchen Vereinbarungen mit Dänemark, in dem es
u. a. heißt:

„Auf Grund der im Volks wirtſchaftlichen Ausſchuß des
Reichstages gefaßten Beſchlüſſe ſoll ein Geſetz über Zollerleich

terungen für däniſche Erzeugniſſe angenommen werden, das
wiederum der bäuerlichen Veredlungsproduktion großen Scha

den zufügt. Infolge Vereinbarungen zwiſchen der Königlich
Däniſchen Geſandtſchaft und dem Deutſchen Außenminiſterium
ſoll für Köpfe und Spitzbeine von Schweinen, Zungen, Lebern,
Herz, Niere, Zwerchfell, Milz, Lungen, Luftröhren von Vieh
(ausgenommen Federvieh) friſch (nicht gefroren) bei der Ein
fuhr in das deutſche Zollgebiet kein höherer Zollſatz als 21.
Reichsmark für einen Doppelzentner erhoben werden. Das
bedeutet eine verhängnisvolle Durchbrechung des Mindeſtzoll
ſätzes von 32 RM. auf den Doppelzentner Schweinefleiſch
Es handelt ſich hier nicht etwa, wie der Laie annehmen könnte,
um eine ganz geringfügige Einfuhr dieſer Erzeugniſſe, ſon
dern es ſind im letzten Jahre von dieſen Jnnereien 180 000
Zentner von Dänemark in das deutſche Zollgebiet eingeführt
worden. Das ſind rund 20 Prozent unſerer Friedenseinfuhr
von Schweinefleiſch überhaupt.

Ueber dieſe neue Tat hört und lieſt man zwar in Ver
ſammlungen und Preſſe der Rechtsparteien und des Reichs
landbundes begreiflicherweiſe überhaupt nichts, trotzdein doch
gerade dieſen Kreiſen hinreichend die kataſtrophalen Verhält
niſſe in der bäuerlichen Bevölkerung bekannt ſein dürften, die
im weſentlichen eine ſehr ſtarke Schweinezucht und Schweinemaſt
und auch ſonſt eine beträchtliche Viehzucht betreiben. Es ſcheint
hier aber ſo, als habe auch der Reichslandbund an dieſer Frage

Graf ZedlitzTrützſchler, der Verfaſſer des 1923 erſchies

Es dürfte noch verfrüht ſein, und es iſt hier wohl auch

Ordensbruders v. Tresckoſw. Hier hat ſich bekanntlich
der Reichsinnenminſſter v. Keiud el l an einer ganz ne
lichen Boykottreiberei perſönlich und aktiv beſteiligt, und



kein ſo großes Jntereſſe,
beſt ſondern lediglich die bäuerliche Bevölkerung betroffen
wird Deswegen iſt es gut, auch auf dieſe Erſcheinungen einmal
mit aller Deutlichkeit hinzuweiſen, um der bäuerlichen Bo
völkerung zu zeigen, wo ihre wahren Freunde ſitzen

Parteinach richten.
vVas neue Beſoldungsgeſetz und die Schule.

Von einem Mitarbeiter unſeres
Blattes geht uns nachſtehender Artikel
zu. Sollten in Fachkreiſen gegenteilige
Anſichten herrſchen, ſo ſind wir gern be
reit, auch dieſe zu veröffentlichen

(Schriftltg.)

Noch niemals iſt die Beamtenſchaft und die Lehrer
ſchaft im beſonderen ſo bitter enttäuſcht worden, wie
durch das neue Beamtenbeſoldungsgeſetz, das faſt ein gan
ges Jahr lang mit Trompetengeſchmetter angekündigt und
mit dem kläglichen Gewinſel anders ging es micht“ ver
abſchiedet worden iſt. Die allgemeinen, wie ſinangiellen
Entläuſchungen ſollen hier gar nicht erörtert werden, ſon
dern vielmehr die rückſchrittlichen Auswirkungen des Ge
ſetzes für das innere und äußere Leben der Volksſchule

Nach den bisherigen Beſtimmungen galt der Rektor
der Volksſchule als „Erſter unter Gleichen Dieſe Gleich
heit kam für die Oeffentlichkeit dadurch zum Ausdruck, daß
der Konrektor in der Beſoldung dem Rektor vollſtändig
gleichgeſtellt war. Die Oeffentlichkeit heurteilt jeden Stand
(leider) nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten Den Be
amten nach ſeinem Gehalt. Durch das neue Beſoldungs
geſetz wird der Rektor mit einer Amtszulage von 1200
um 700 über den Konrektor gehaltlich emporgehoben.
Der Gedanke des „Exſten unter Gleichen iſt in der Oef
ſentlichkeit nicht mehr aufrecht zu erhalten d. h. für die
Oeffentlichkeit beſteht die kollegiale Schulleitung nicht
mehr. Dieſe Tatſache kann für die Lehrerſchaft micht ohne
Folgen bleiben. Daß ein beſtimmter politiſcher Wille hin
ter dieſer rückſchrittlichen Geſetzgebung ſteht, das empfin
det jeder Lehrer. Der republlikaniſch-demokratiſch einge
ſtellte Lehrer muß in der Preisgabe dieſer gehaltlichen
Gleichſtellung den erſten Schritt zur Preisgabe weiterer
demokratiſcher Grundſätze in der Schulverwaltung er
vlichen. Das wirkt niederdrückend. Der reaktionäre Lehrer
gber, der die kollegiale Schulleitung als eine unange
nehme Laſt empfand, da er die Verantwortung ſcheut, der
wittert Morgenluft. So iſt durch dieſe eine geſetzliche Re
gelung ein Stück des freien, ſelbſtſchaffenden und ſich ſelbſt
verantwortlichen Schulgeiſtes, wie ihn die Schule des re
publikaniſchen Staates braucht, wenn ſie freie Staats
Bürger erziehen ſoll, totgeſchlagen worden, und der alte
Geiſt der Autorität, der Anterwürfigkeit, zieht wieder in

die Schule ein. Ein großer Teil der Lehrerſchaft ſteht die
ſer Krkenntnis ratlos gegenüber; das Vertrauen zur re

h taniſchen Regierung in Preußen iſt in der Lehrer
haſt ſtark erſchüttert. Viele Lehrer ſtehen auf dem Stand

punkt Lieber gar kein neues Beſoldungsgeſetz als ſo
eins auch wenn ſie in dieſer Beſoldüngsregelung die

Auswirkung des politiſchen Willens des Zentrums ver
müuten.

Noch unverſtändlicher aber iſt die Beſtimmung, daß
der Leiter einer Volksſchule mit gehobenen Klaſſen in
jedem Falle eine um 200 höhere Amtszulage erhält
Als der Leiter jeder anderen Volksſchule. Gelhobene
Klaſſen beſtehen im allgemeinen nur in Kleinſtädten, wo
ſie an 5 bis 7klaſſige Volksſchulen angegliedert ſind. Jn
wielen Fällen beſuchen nur wenige Dutzend Kinder die
gehobenen Klaſſen, ſo daß Abteilungsunterricht wie in
Dorſſchulen durchgeführt werden muß. Jm ganzen ſind
an ſolchen Volksſchulen mit gehobenen Klaſſen in der
Kleinſtadt oft nur 6 10 Lehrkräfte beſchäftigt. Der Lei
er einer ſolchen Zwergſchule bekommt aber nach der
neuen Regelung 200 C mehr Amtszulage als der Leiter
einer Großſtadtſchule mit 30 und mehr Lehrkräften. Viele
Lehrer der Kleinſtadt unterrichten an den gehobenen
Klaſſen, bekommen aber dafür keinen Pfennig mehr. Nür
die für die gehobenen Klaſſen beſonders angeſtellten Lehr
kräfte, deren Stundenzahl aber meiſtens nicht für den ge

ſamten Anterricht an den gehobenen Klaſſen ausreicht,
erhalten eine beſondere Amtszulage. Alſo nicht die be

ſondere Arbeit wird beſonders vergütet, ſondern das beſon
dere Amt. Man hat bei dieſer Beſoldungs- Reſform“ tat
ſächlich den Eindruchh als wäre es der Wille des Geſetz
gebers, alle die Aemter, durch die irgendwelche Standes
nd Geſellſchaftsunterſchiede ſichthar zum Ausdruck kom
men, beſonders wohlwollend zu beſolden.

Wenn man ſchließlich die unterſchiedſliche Beſoldung
zwiſchen Stadt und Landlehrern gegenüberſtellt, ſo kann
man ſich eines ſpöttiſchen Lächelns nicht erwehren. Hier
hat ſich der Geſetzgeber beſtimmt einen Witz geleiſtet, und
man könnte ſogar darüber lachen, wenn es ſich nicht um
ſſo bitter ernſte Dinge handelte. Bis zum Jahre 1920 be
ſtand ein gewiſſer Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land
ehrern infolge der unterſchiedlichen Beſoldung. Die
Parole des Landes hieß „Gleiche Beſoldung für Stadt
und Land.“ Das neue Beſoldungsgeſetz kehrt nun mal zur
Abwechſelung den Spieß um. Von nun an heißt die Pa
role der Stadtlehrer: „Gleiche Beſoldung für Land und
Stadt.“ Denn durch die beſonderen Amtszulagen für allein
ſtehende, erſte und Hauptlehrer iſt jetzt im allgemeinen
die Lehrerſchaft auf dem Lande beſſer beſoldet gls in der
Stadt. Ein Beiſpiel: Jn der Stadt Bad Schmiedeberg er
halten von den 9 beſchäftigten Lehrkräften 3 eine beſon
dere Amtszulage, nämlich der Rektor, der Konrektor und
eine für die gehobenen Klaſſen beſonders angeſtellte Leh
werin, die 6 anderen bekommen nichts. Von den 9 Lehrern
der umliegenden Dörfer bekommen aber 7 eine Amts
zulage, und nur 2 nämlich die zweiten Lehrer an den
klaſſigen Schulen bekommen nichts. Wahrſcheinlich
ſollen dieſe 2. Lehrerſtellen in der Oeffentlichkeit als
Strafſtellen betrachtet werden.) Noch viel kraſſer treten die
Gegenſätze zutage, wenn man eine größere Stadt zu den

hier auch ein beſtimmter politiſcher Wille zu Grunde?
Seit Jahrzehnten bekämpft der Preu ßiſche Lehrer-

verein das Unrecht der Diſſerenzierung zw. ſchen Stadt und
Land zwiſchen Hauptlehrern, 1. Lehrern, 2. Lehrern uſw.
zwiſchen Schulleitern und Klaſſenlehrern. Warum dieſe
unterſchiedliche Behandlung in der Beſoldung? Sachſen
und Thüringen haben dieſen alten Zopf aus der Zeit des
Polſgeiſtaates längſt abgeſchnitten. And iſt dort die Schule
etwa ſchlecht dabei geſahren? Wir preußiſchen Lehrer
wünſchten, unſere Schulen könnten ſich mit jenen meſſen.
Warum wagt man in Preußen nicht, die Wahl des Schul
leiters dem Kollegium ſelbſt zu überlaſſen Befürchtet
man, daß ſich die Lehrer den ungeeignetſten wählen Oder
befürchtet man, daß dann in den Schulaufſichtsbehörden
ſür alle Beamten nicht mehr genug Arbeit vorhanden iſt,
wenn die Ernennungen aufhören, wenn die Stellen
be werbungen und der ewige Stellenwechſel und die da
mit verbundenen Verhandlungen mit den Gemeinden
eingedämmt werden? Wir Lehrer wünſchen, daß dem von
uns ſelbſt gewählten Schulleiter eine angemeſſene Er
mäßigung an Anterrichtsſtunden für die geſchäftlichen
Angelegenheiten gewährt wird; aber wir halten es nicht
für nötig, daß der Leiter einer Zwergſchule mit 7 Klaſſen
genau dieſelbe Stundenermäßigung hat wir ein Leiter
einer Großſtadtſchule mit 30 und mehr Klaſſen. Fort mit
den beſonderen Amtszulagen für die geſchäftlichen Dinge
in der Schule! Solange der Staat durch die Beſoldung gum
Ausdruck bringt, daß er die Büroarbeit für wertvoller
hält als die Unterrichts und Erziehungsarbeit in der
Klaſſe, ſolange kann auch der Lehrer ſeine Arbeit nicht
richtig einſchätzen, und ſolange können auch die Leiſtungen
der Schule den Forderungen der Erziehungswiſſenſchaft
micht entſprechen. Der Lehrer muß als Lehrer, und nicht
als Verwaltungsbeamter beſoldet werden. Und wenn all
die Verwaltungszulagen fortfallen, dann kann auch die
Lehrerſchaft allgemein beſſer beſoldet werden. Die beſſere
Beſoldung aber iſt für die Oeffentlichkeit der ſichtbarſte
Ausdruck für den Wert der Schularbeit, Ein froher Lehr
ſtand erzielt beſſere Leiſtungen als ein bitter enttäuſchter.
Der Volksſtaat braucht eine beſſere Volksſchule als der
Polizeiſtaat.

Dieſe kritiſche Betrachtung des neuen Beſſolldumngs
geſetzes von der Volksſchule aus zeigen der Deutſchen De
mokratiſchen Partei ein reiches und dankbares Arbeits
feld. Möchte das neue Jahr, das ja ein politiſches Wahl
jalhr werden wird, die Wege ebnen für den Fortſchritt in
der Schule zum Wohle für Volk und Staat! R. K.

E

Volkshochſchule Halle. Beginn der Kurſe: Montag,
9. Januar. Der genaue Arbeitsplan für Januar bis
März 1928 liegt in unſerer Parteigeſchäſtsſtelle, Große
Brauhausſtr, 30, zur Einſichtnahme aus. Er umfaßt Vor
träge auf dem Gebiet der Religion, Philoſophie, Päda-
gogik, Literatur und Kunſt. Auch Rechtsfragen, Volks
wirtſchaft, Frauenfragen und Länderkunde werden be
handelt. Ebenſo Mathematik und Naturwiſſenſchaften.
Daran ſchließen ſich, mit dem 1. Februar beginnend, Anter
richtskurſe in Franzöſiſch und Engliſch für Anfänger und
Fortgeſchrittenes Desgleichen DeutſchRechtſchreibung. Un
ber dem Titel „Führungen und Beſichtigungen“ iſt eine
Beſichtigung der Brotſabrik von Gebr. Schubert in Halle
geplant. Auf Wunſch gibt die Geſchäftsſtelle auch voll
ſtändige Arbeitspläne koſtenlos ab, ſoweit die uns zur
Verfügung geſtellten Exemplarereichen.

Merſeburg. Der Kreisverein der D. D. P. beruft für
Sonntag, den 8. Januar, vormittags 10 Ahr im Rats
keller in Merſeburg einen

Kreisparteitag
mit folgender Tagesordnung ein

I. Die bevorſtehenden Kommunalwahlen.
2. Reichs u. Landtagswahlen (Ref. Herr Renker).
3. Organiſation.
4. Verſchiedenes.

Wegen der in Kürze ſtattfindenden Wahl iſt das Er
ſcheinen ſämtlicher Mitglieder der Ortsgruppe und Ver
trauensleute dringend notwendig. Auch die Mitglieder
des geſchäftsführenden Vorſtandes in Halle werden hier
mit freundlichſt eingeladen. Den Punkt 3 der Tagesord
mung behandelt der Geſchäftsſführer des Walhlkreisverban

des Dornbliütlhh. e eOrtsgruppe Weißenfels. D. D. P. Montag, den 9.
Janugar, abends 8 Uhr Monatsverſammlung im „Säch
ſiſchen Hof. Zahlreiches Erſcheinen erbittet der Vorſtand.

Sonntag, den 15. Januar, findet won nachmittags
4 Uhr unſere Weihnachtsfeier in Herrmanns Garten ſtatt

Der Vorſtand.
Delitzſch Ortsgruppe der D. D. P. Sonnabend 14.

Januar 1928, Geſſellſchaftsabend. Jm Laufe der
Veranſtaltung werden Frau Wolf f Halle über „Die
Frau im neuen Staat und Frl. Vehſe- Halle über
„Die Frau in der Gemeinde“ ſprechen. Alle Parteifreunde
und auch Gäſte herzlich willkommen

Holzweißig. Ortsgruppe der D. D. P. Sonnabend, 21.
Januar, abends 8 Uhr öffentliche Verſammlung

Bildſunls
Wie lange wird es noch dauem, bis in jedem Heim J wie heute
ein Radio- Empfänger J auch der Bildfunk- Apparat ſteht, der
durch drahtloſe Bild- CUbertragung erſt die techniſche Vollendung
des Rundfunks bringt? Eber alle Fortſchritte auf dieſem Gebiet
wie auch über viele andere intereſſante Dinge erzählt (edem
verſtändlich) die größte Funkzeitſchrife Der Deutſche
Rundfunk der überdies allwöchentlich ſämtliche ausführ-
lichen Programme aller in- und ausländiſchen Sender bringt

Eiozelheft 50 Pf. Monatsbezug RM 2. Man beſtellt am beſten beim Poſtamt
oder bei einer Buchhandlung Probeheft gern umſonſt vom Verlag, Berlin N 24

weil ja hiervon nicht der Großgrunde umliegenden Dorſgemeinden in Beziehüng Hringt. Liegt Redner Herr Renker Halle über „Die politiſch
im Reich und in Preußen.

Soziales.
Has Reichsperkehrsminiſterium für gleichmäßige Verteil

Bananfträgen über das gan e gar
Das Reichsverkehrsminiſterium hat auf den

der Bauwürtſchaft, Bauaufträge über das ganze
gleichmäßig zu verteilen, in folgender Weiſe Stell
nommen

„Aus Kreiſen des Baugewerbes und der B
induſtrien ſind wiederholt Wünſche laut geworden,
ter Verwendung öffentlicher Mittel des Reichs, der
uſw. durchzuführenden Baumaßnahmen möglichſt
mäßig auf das ganze Jahr zu verteilen. Es wird
ders darüber Klage geführt, daß von verſchiedene
waltungen immer noch ſofort nach erfolgter Bereitſ
der Haushaltmittel, alſo zu Beginn des Frühjahrs, I
artig die Vergebung der geſamts genehmigten Auftr
folgt. Die Bauarbeiten und die Ausführung der
rungen für dieſe Arbeiten drängten ſich auf einige
zuſammen und erforderten dann vielfach Verſtär
der Belegſchaften und Ueberſtunden, während im
herbſt und insbeſondere in den Wintermongten A
mangel eintrete, der Betriebseinſchränkungen und
legungen nach ſich ziehe. Die entlaſſenen Arbeiter
dann, da zu dieſer Zeit eine Aufnahmemöglichkeit
deren Gewerben zumeiſt auch nicht beſteht, der Er
loſenfürſorge anheim. Ein ſolches Verfahren, da
in Zeiten normaler Arbeitsverhältniſſe un wirtſchaft
muß in der heutigen Zeit beſonders vermieden m
Es muß vielmehr eine gleichmäßige Beſchäftigung de
und Bauſtoffgewerbe und eine gleichmäßige, anda
Arbeitsbeſchaffung für die Bauhandwerker und Boa
arbeiter, ſoweit dies mit den Arbeiten irgendwie
bart iſt, zur Belebung des Arbeitsmarktes auch we
der Wintermongate erreicht werden. Wenn nun an
allgemeinen bei der Eigenart der im Bereiche der
waſſerſtraßenverwaltung hauptſächlich workommenden
bauarbeiten, deren Ausführung ſich zum größten De
mehrere Jahre erſtreckt, ſich eine ſchlagartig gleich
Vewrgebung ohnehin von ſelbſt verbietet, ſo hat das 9
verkehrsminiſterium gleichwohl angeordnet, daß beſo
Augenmerk einer möglichſt durchgehenden und einiger
gleichbleibenden Verteilung der Auftragsvergebung
zuwenden ſei, damit eine gleichmäßigere Beſchäftigun
beteiligten Jnduſtrien und ein möglichſt unverän
Stand der Belegſchaften erreicht wird. Es wird gi
daß die Unternehmer den Leiſtungen und Liefer
dann auch mehr als bisher in der Lage ſein werden,
und Löhne ſowie die Güte der Bauſtoffe auf gleicher
zu halten.

Wirtſchaftliche Schädigung der
Proviſionsreiſenden und Vertrete
Unſittliche und ungeſetzliche „Anſtellungs“-Verträ
Auf die Notlage der Proviſionsreiſenden und

treter macht eine Eingabe aufmerkſam, die die Reic
einigung der Reiſenden und Vertreter im Gewerkſ
bund der Angeſtellten an die deutſchen Induſtrie
Handelskammern gerichtet hat.

Die Eingabe weiſt darauf hin, daß mit Verſpr
gen großer Verdienſte und Verdienſtmöglichkeiten, die
fach von vornherein den Stempel der Anwahrheit e
tragen, Proviſtonsreiſende und Vertreter geſucht m
und ſich genug Leute finden, die in ihrer Notlage
Stellung annehmen. Jmmer mehr Firmen verſt
durch Proviſtonsreiſende und Vertreter möglichſt rif
Aufträge hereinzubekommen
Umſatz erziele, opfere der Reiſende ſeine letzten Bar
und nütze Garderobe und Schuhwerk ab. Beſonders
dert die Eingabe die ungeſetzlichen und unſittlichen
träge, die den Bewerbern um Proviſtonsreiſenden
Vertreterſtellen vorgelegt werden. Sie fordert vor
deutſchen Jnduſtrie und Handelskammern unter Hi
auf den von den Abgeordneten Koch Weſer, Schn
Berlin und Genoſſen eingebrachten Antrag wegen J
rung des S 59 H. G. B. die Mithilfe bei der Bekäm
der Notlage der Proviſionsreiſenden und Vertreter
Kammern ſollen vor Verträgen mit ungeſetzlichen B
mungen warnen und ihren Abſchluß ſoweit als m
werhindern.
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Während der Geſchäf

Ungerechte Steuer Belaſtung Thüringen befreite d n

Wegen Befreiung der Proviſtonsreiſenden Und
treter von der Gewerbeſteuer hat die Reichsverein
der Reiſenden und Vertreter im Gewerkſchaftsbun
Angeſtellten an den Reichsfinanzminiſter und an
Steuerausſchuß des Reichstages eine Eingabe ger
Die Eingabe weiſt darauf hin, daß die Proviſionsr
den und Vertreter vielfach als ſelbſtändige Handel
treter im Sinne des S 84 H. G. B. angeſehen werden
tatſächlich gar nicht ſelbſtändig ſind. Die Selbſtänd
dieſer Proviſionsreiſendden und Vertreter ſei nur
ſcheinbare. Der ganzen wirtſchaftlichen und geſellſ
lichen Stellung nach befinden ſie ſich in Wirklichke
einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis.
hung zur Gewerbeſteuer iſt umſomehr ein offen
Steuerunrecht, als in dem Beruf der Proviſionsreiſ
und Vertreter gerade auch wiele ältere Angeſte
ein Anterkommen ſuchen und finden. Die
gabe verlangt, daß Proviſionsreiſende und Vertrete

Die Her

nicht ſelbſtändig und an die Weiſungen ihrer Firmi
bunden ſind, kraft Geſetzes von der Gewerbeſteuer b
werden, wie es in Thüringen bereits
ſchehen iſt.

Für die Schriftleitung verantwortlich: J. Dornblüth, Hall
Druck und Verlag Hugo Alpers, Delitzſch
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